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Weiterbildungsgesetz
Die Rolle der Kantone

Welche Rolle soll den Kantonen im neu zu schaffenden Weiterbildungsgesetz zukommen? Im Verständnis von Travail.Suisse müssen die Kantone vor allem die verschiedenen Bereiche der Weiterbildung auf kantonaler Ebene vernetzen und koordinieren. Dazu haben die Kantone – soweit noch nicht vorhanden - eigene Weiterbildungsgesetze zu schaffen.

Für die Schweiz ist es wichtig, dass auf nationaler Ebene ein Weiterbildungsgesetz entsteht. Eine moderne Wirtschaft und Gesellschaft, in denen dem lebenslangen Lernen eine zunehmende Bedeutung zukommt, ist darauf angewiesen, dass sie über ein Weiterbildungsgesetz verfügen, das Klarheit über die verschiedenen Rollen und Aufgaben der Akteure im Weiterbildungsbereich schafft. Travail.Suisse hat daher begonnen, den Entwurf eines Weiterbildungsgesetzes zu skizzieren. Im heutigen Text geht es darum, die Rolle und die Aufgabe der Kantone zu definieren.

Die Kantone: die Umsetzer 

Welches nationale Gesetz wir im Zusammenhang mit Weiterbildungsfragen auch nehmen (das Berufsbildungsgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das Ausländergesetz etc.): Es liegt immer auch an den Kantonen, die Umsetzung zu bewerkstelligen. Es ist deshalb zentral wichtig, dass die Koordination der verschiedenen Gesetze auf kantonaler Ebene auch funktioniert.
Ein Beispiel: Einer arbeitslosen Person ohne Abschluss auf Sekundarstufe II würde es auf dem Arbeitsmarkt helfen, wenn sie über die Validierung von Bildungsleistungen zu einer Bescheinigung der Handlungskompetenzen kommen könnte. So etwas kann nur zustande kommen, wenn auf kantonaler Ebene die Aktivitäten der Arbeitslosenversicherung mit denjenigen der Berufsbildung koordiniert werden.
Im neuen Weiterbildungsgesetz ist darauf hin zu arbeiten, dass solches möglich wird. Solche Lösungen würden unserem System grosse Fortschritte bringen. Nach Meinung von Travail.Suisse hat daher das Weiterbildungsgesetz folgende Bestimmung aufzunehmen:

	1 Die Massnahmen der Kantone zur Erreichung der Ziele nach Art. 3.1 umfassen

a. die Koordination der verschiedenen Bereiche der Weiterbildung auf kantonaler Ebene


Die Koordination auf kantonaler Ebene allein genügt jedoch nicht. Damit das obige Beispiel wahr werden kann, braucht es auch eine Veränderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Bei der Entwicklung des Weiterbildungsgesetzes wird eine grosse Arbeit darin bestehen, die Schnittstellen zwischen den verschiedenen Gesetzen, die Bestimmungen zur Weiterbildung enthalten, zu identifizieren und zu fragen, wie die verschiedeneren nationalen Gesetze anzupassen sind, damit eine bessere Koordination auf kantonaler Ebene möglich wird. 
Bildungsgutscheine für ausgewählte Zielgruppen

Neben der Koordination der Weiterbildungsbereiche auf kantonaler Ebene ist auch eine Förderung bestimmter Zielgruppen ins Auge zu fassen. Im Gesetz sind die Zielgruppen und die Kriterien zu bestimmen (BV 64a.2f.). Travail.Suisse schlägt vor, dass
· wenig qualifizierte Personen und bildungsferne Schichten

· Personen mit Schwierigkeiten in Bezug auf die Grundkompetenzen 

· wie auch Wiedereinsteigerinnen und Wiedereinsteiger 

von einer Förderung profitieren sollen.

Die Höhe der Unterstützung soll allerdings von der eigenen wirtschaftlichen Kraft der Empfänger und Empfängerinnen abhängig sein. 

Beispiel 1: Eine Frau, die nach der Familienphase wieder ins berufliche Leben einsteigen möchte, soll je nach finanzieller Lage eine Unterstützung in Form eines Bildungsgutscheines erhalten. Konkret könnte das folgendermassen aussehen: Auf kantonaler Ebene bestehen Beratungsstellen für Wiedereinsteigerinnen. Diese Beratungsstellen sind heute vom Eidg. Gleichstellungsbüro subventioniert. Die Beratungsstellen erarbeiten zusammen mit der Wiedereinsteigerin einen Vorgehensplan, der auch Bildungselemente enthalten kann. Aufgrund des steuerbaren Familieneinkommens wird der maximale Unterstützungsbeitrag bestimmt, den eine Wiedereinsteigerin für die Teilnahme an Bildungsveranstaltungen vom Kanton erhalten kann. 
Beispiel 2: Im Rahmen der drei Tage obligatorischer Weiterbildung wird festgestellt, dass eine Person grosse Lücken im Bereich der Grundkompetenzen aufweist. Ihr Umfeld, zum Beispiel der Arbeitgeber, motiviert diese Person dafür, diese Lücken zu schliessen. Der Kanton ist bereit, mit Hilfe eines Bildungsgutscheins die Bildungskosten mitzutragen. Die Höhe der Unterstützung wird aufgrund des steuerbaren Familieneinkommens festgelegt. 
	1 Die Massnahmen der Kantone zur Erreichung der Ziele nach Art. 3.1 umfassen

b. die Abgabe von Bildungsgutscheinen an ausgewählte Zielgruppen.
2 Bildungsgutscheine erhalten

a. wenig qualifizierte Personen und Personen aus bildungsfernen Schichten
b. Personen mit Schwierigkeiten in Bezug auf die Grundkompetenzen 

c. Personen, die nach einer Phase, in der sie ihre Berufstätigkeit aufgegeben haben, den Wiedereinstieg suchen.

3 Die Höhe des Bildungsgutscheins ist abhängig von den wirtschaftlichen Möglichkeiten des Empfängers/der Empfängerin.



Der Bund beteiligt sich – wie wir im letzten Pressedienstartikel dargelegt haben - an den Kosten für die Bildungsgutscheine.
	1Der Bund

a. beteiligt sich an der Finanzierung von Bildungsgutscheinen für Personen gemäss Art. 5.2. 



Bruno Weber-Gobet, Leiter Bildungspolitik, Travail.Suisse 
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Entwurf

	1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Grundsatz

Die Weiterbildung ist eine Aufgabe von Bund, Kantonen, der Wirtschaft und der Organisationen der Weiterbildung.

Art. 2 Definition

1 Weiterbildung nach dem Weiterbildungsgesetz umfasst jene Art von Bildung, welche lernzielorientiert ab dem 18. Lebensjahr ausserhalb der beruflichen Grundbildung und der Hochschulbildung im engeren Sinn stattfindet. 

Art. 3 Ziele

1 Dieses Gesetz fördert 

a. das lebenslange Lernen für alle

b. die Qualität der Weiterbildung

c. die Koordination und Transparenz in der Weiterbildung

d. die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung.
2 Es regelt die Aufgabenteilung unter den Partnern nach Art. 1.

2. Kapitel: Die Aufgaben der Partner nach Art. 1

Art. 4 Bund

1 Die Massnahmen des Bundes zur Erreichung der Ziele nach Art. 3.1 umfassen

a. die Einsetzung einer Weiterbildungskommission

b. die finanzielle Unterstützung der Dachverbände der Weiterbildung in ihrer Aufgabe der Koordination auf nationaler Ebene. Der Bund kann auch den Neuaufbau neuer nationaler Strukturen unterstützen. 
c. die Schaffung eines Projektfonds zur Finanzierung von Weiterbildungsprojekten, welche im Zusammenhang stehen mit den Förderbereichen nach Art. 3.1.
d. ….
2 In Bezug auf den Projektfonds gelten folgende Regeln:

a. Über die Verwendung der Gelder entscheidet das Bundesamt auf Antrag der Weiterbildungskommission.

b. Der Bundesrat legt die Kriterien für die Gewährung der Projektbeiträge fest. 

Art. 5 Kantone

1 Die Massnahmen der Kantone zur Erreichung der Ziele nach Art. 3.1 umfassen

a. die Koordination der verschiedenen Bereiche der Weiterbildung auf kantonaler Ebene

b. die Abgabe von Bildungsgutscheinen an ausgewählte Zielgruppen.
2 Bildungsgutscheine erhalten

a. wenig qualifizierte Personen und Personen aus bildungsfernen Schichten
b. Personen mit Schwierigkeiten in Bezug auf die Grundkompetenzen 

c. Personen, die nach einer Phase, in der sie ihre Berufstätigkeit aufgegeben haben, den Wiedereinstieg suchen.

3 Die Höhe des Bildungsgutscheins ist abhängig von den wirtschaftlichen Möglichkeiten des Empfängers/der Empfängerin.

Art. 6 Wirtschaft

1 Die Massnahmen der Wirtschaft zur Erreichung der Ziele nach Art. 3.1 umfassen

a. die Finanzierung von mindestens drei Tagen obligatorischer Weiterbildung für alle Arbeitnehmenden.

b. …..

2 Die Umsetzung des Obligatoriums erfolgt

a. im gegenseitigen Gespräch zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer

b. in unterschiedlichen Lernformen.

3 Die Weiterbildung wird unter Angabe der Lernziele und der neu erworbenen Fähigkeiten und Kompetenzen bestätigt.

4 Die Einhaltung des Obligatoriums wird stichprobenartig durch die Revision überprüft.
Kapitel 3: Grundfinanzierungen

Art. 7 Grundfinanzierungen durch den Bund
1Der Bund 

a. beteiligt sich an der Finanzierung von Bildungsgutscheinen für Personen gemäss Art. 5.2. 


